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Einleitung 

Kaum ein anderes Thema der Energieversorgung wurde und wird so kon-
trovers diskutiert wie die Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung. War 
die Diskussion zunächst eher durch die Gefahr eines Mißbrauchs der Spalt-
produkte zu militärischen Zwecken geprägt, so konzentriert sie sich seit den 
siebziger Jahren vor allem auf Sicherheits- und Gesundheitsrisiken bei der 
friedlichen Kernenergienutzung. Der bisherige Höhepunkt der Auseinander-
setzung wurde zweifelsohne nach dem Reaktorunfall von Tschernobyl er-
reicht. 1 Vor allem in der SPD konnten sich danach die Kernenergiegegner 
durchsetzen und auf dem Parteitag im August 1986 den Beschluß zur Forde-
rung des Ausstiegs aus der Kernenergie erwirken. In der Bevölkerung waren 
die Reaktionen durch tiefgreifende Verunsicherungen und durch Glaubwür-
digkeitsverluste der politischen und administrativen Institutionen gekenn-
zeichnet, nicht zuletzt wegen der widersprüchlichen Interpretationen der Lage 
und der unterschiedlichen Empfehlungen für Vorsichtsmaßnahmen.2 

Neuen Auftrieb hat die Diskussion durch die Energiekonsens-Gespräche 
zwischen Politikern, Umweltverbänden und Vertretern der Energiewirtschaft 
erhalten, die durch das gemeinsame Schreiben des RWE-Vorstandsvorsitzen-
den Friedhelm Gieske und des mittlerweile verstorbenen VEBA-Vorstands-
vorsitzenden Klaus Piltz an den Bundeskanzler vom 23. November 1992 ein-
geleitet wurden. Dieses Schreiben enthält Überlegungen für einen Kernener-
giekonsens und insbesondere Vorschläge zur Kernenergieforschung und -ent-
wicklung, zu Bedingungen für den Neubau kommerzieller Kernenergieanla-
gen, zur Restlaufzeit bestehender Kernkraftwerke sowie zur Entsorgung der 
bestehenden Kernkraftwerke. 3 

Die von verschiedenen Meinungsforschungsinstituten ermittelten Positionen 
der Bevölkerung zur Kernenergie weichen je nach Fragestellung zum Teil er-
heblich voneinander ab und sind daher nur begrenzt aussagekräftig. Tenden-

2 

Vgl. dazu i.e. PeterslHennen, et 1989, 376 ff. 

PeterslHennen, et 1989, 382. 

Das Schreiben ist abgedruckt auf S. 2 der SZ vom 5.16. 12. 1992. 
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ziell hat jedoch das Tschernobyl-Reaktorunglück zu einer ungefähren Verdop-
pelung der Ausstiegsbefürworter geführt. 4 

Eine bundesweit durchgeführte repräsentative Befragung von knapp 2.000 
Personen durch die 'Programmgruppe Technik und Gesellschaft' der Kernfor-
schungsanlage Jülich in Zusammenarbeit mit dem Meinungsforschungsinstitut 
'Infratest Sozialforschung' , München, erbrachte folgendes Ergebnis: 5 

Tabelle 1: Positionen zur zukünftigen Nutzung der Kernenergie 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Nov. 86 Mai 87 

Wir sollten soviel Kernenergie wie möglich nutzen und 7,2 % 8,7 % 
bei Bedarf noch weitere Kernkraftwerke bauen. 

Wir sollten den gegenwärtigen Stand der Kernenergie- 21,4 % 25,1 % 
nutzung beibehalten und neue Kernkraftwerke nur dann 
bauen, wenn dafür alte stillgelegt werden. 

Wir sollten die heute im Betrieb oder im Bau befind- 31,2 % 31,6 % 
lichen Kernkraftwerke bis zum Ende ihrer Lebensdauer 
nutzen, jedoch keine neuen bauen. 

Wir sollten unsere Kernkraftwerke im Laufe der näch- 30,9 % 27,6 % 
sten Jahre stillegen und auf die Nutzung der Kernener-
gie ganz venichten. 

Wir sollten alle unsere Kernkraftwerke sofort abschalten. 9,3 % 7,2 % 

Mai 88 

5,1 % 

22,6 % 

34,8 % 

30,8 % 

7,2 % 

Infolge der Wiedervereinigung hat sich das Meinungsbild der Gesamtbevöl-
kerung etwas zugunsten der Kernenergie verschoben. Eine vom 'Informa-
tionskreis Kernenergie', Bonn, beim Institut für Demoskopie, Allensbach, in 
Auftrag gegebene repräsentative Untersuchung der Kernenergieakzeptanz in 
Deutschland ergab Ende 1991 folgendes Resultat: 6 

Befürworter in: Westdeulschland Ostdeulschland gesamt 

Bau weiterer Kernkraftwerke oder Ersetzung 28 % 43 % 31 % 
alter durch modeme Anlagen. 

Kein neuer Kernkraftwerksbau, aber Weiter- 32 % 22 % 30 % 
betrieb der bestehenden Anlagen. 

PeterslHennen, el 1989, 380. 

Nach PeterslHennen, el 1989, 380, Tabelle 3. 

Vgl. et 1992, 39 f. 
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Immerhin äußern jedoch noch 47 % der Westdeutschen Vorbehalte gegen-
über der Kernenergie, während nur 35 % eine positive Einstellung zur Kern-
energie bekennen. Der Bau neuer Kernkraftwerke wird in Westdeutschland 
von 60 % und in Ostdeutschland von 47 % der Bevölkerung abgelehnt.7 

Bei den Kernkraftgegnern können in zeitlicher Hinsicht drei verschiedene 
Ausstiegsmodelle unterschieden werden: sofortiger, mittelfristiger und lang-
fristiger Ausstieg. Der sofortige Ausstieg sieht die Abschaltung sämtlicher 
Kernkraftwerke innerhalb weniger Monate vor, ohne daß dies von der Bereit-
stellung hinreichender Ersatzkapazitäten abhängen soll. Hingegen bedeutet 
mittelfristiger Ausstieg die vorzeitige Stillegung aller Atomkraftwerke inner-
halb der nächsten Jahre und langfristiger Ausstieg die Weiternutzung der vor-
handenen Kernkraftwerke bis zum Ende ihrer Lebensdauer, wobei beide Mo-
delle allerdings voraussetzen, daß die Energieversorgung durch rechtzeitige 
Bereitstellung von Ersatzkapazitäten oder durch Energieeinsparungsmaßnah-
men sichergestellt ist. 8 Während diese beiden Positionen annähernd gleich 
viele Anhänger aufweisen können, wird die sofortige Abschaltung der Kern-
kraftwerke nur von einem wesentlich geringeren Anteil der Ausstiegsbefür-
worter gefordert. Ein Ende der Auseinandersetzung ist nicht abzusehen und 
selbst bei einem sofortigen Ausstieg wären die Folgen der bisherigen Kern-
energienutzung auf grund der Entsorgungsproblematik wohl noch Jahrzehnte 
oder gar Jahrhunderte lang spürbar und müssen bewältigt werden. Die Bewer-
tung der Kernenergienutzung ist jedoch geprägt durch erhebliche U ngewiß-
heit, da unser gegenwärtiges Wissen vor allem über die langfristigen Auswir-
kungen radioaktiver Strahlung auf Umwelt und Gesundheit noch immer als 
begrenzt bezeichnet werden muß. 

Die Entscheidung über den Ausstieg aus der Kernenergienutzung ist in 
erster Linie eine politische Entscheidung. Ziel dieser Arbeit ist es, die recht-
lichen Möglichkeiten und Grenzen dieser Entscheidung zu ermitteln. Dabei 
kann aber auf eine vorherige Untersuchung der Rechtstatsachen, insbesondere 
der Bedeutung der friedlichen Nutzung der Kernenergie für die heutige Ener-
gieversorgung, der Risiken der Kernenergienutzung sowohl im Normalbetrieb 
als auch bei Störfällen, der Entsorgungsproblematik und schließlich der un-
terschiedlichen Folgen der einzelnen Ausstiegsmodelle nicht verzichtet wer-
den (Teil 1). Erst im Anschluß daran sind rechtliche Überlegungen zu den 
verschiedenen Ausstiegsmodellen anzustellen; zum "administrativen" Ausstieg 
nach geltendem Recht (Teil 2) und zum "legislativen" Ausstieg durch den Ge-
setzgeber (Teil 3). 

et 1992, 39 f. 

Vgl. auch Sante, Ausstieg, S. 8 f., 11. 
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